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FINMA Autorité fédérale de surveillance des marchés financiers
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Bureau-CE Bureau du Conseil des Etats
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CPP Code de prodédure pénale

MELANI Centrale d'enregistrement et d'analyse pour la sGreté de I'information
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ORNI Ordonnance sur la protection contre le rayonnement non ionisant
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MOTION
DATUM: 19.09.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

MOTION
DATUM: 25.09.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Aussere Sicherheit

Zeitgleich mit Josef Dittli (cvp, UR) reichte auch Stédnderat Eder (fdp, ZG) eine Motion zu
Cyber-Fragen ein. Er fokussierte jedoch nicht auf Armeestrukturen, sondern regte
generell die Schaffung eines Cybersecurity-Kompetenzzentrums auf Stufe Bund an. Im
Laufe der Uberpriifung der NCS solle der Bund Massnahmen in die Wege leiten, um eine
solche Organisationseinheit zu schaffen. Eder schwebte eine Koordinationsstelle vor,
die bundesweit die Vorgange im Bereich der Cybersicherheit Gberwacht und fordert,
die jedoch ferner auch eine Weisungsbefugnis gegentiber den Amtern erhalten solle.
Die Notwendigkeit einer solchen Stelle leitete Eder aus friheren parlamentarischen
Vorstossen sowie dem Geschaftsbericht des Bundesrates Uber das vergangene Jahr ab,
wo klar geworden sei, dass noch zu wenig flr die Cybersicherheit gemacht werde. Wie
sein Ratskollege Dittli regte Eder eine Zusammenarbeit mit Wissenschaft und
Hochschulen sowie der IT-Branche an.

Der Bundesrat teilte die Auffassung, dass der Cyberbereich eine Koordinationsstelle
braucht. Zusammen mit MELANI sei eine solche Stelle jedoch bereits geschaffen
worden. Das Know-how sei vorhanden und die geforderte Weisungsbefugnis sei auch
bereits erteilt worden. Bei grosseren Cybervorfallen wirden
departementslbergreifende Task-Forces eingesetzt, um Krafte zu blndeln. Die
Bedrohung werde zunehmen - dessen war sich auch die Regierung sicher - und die
Anforderungen an die Durchhalteféhigkeit der zustandigen Stellen steige im Ereignisfall.
Ein Koordinationszentrum, wie es in der Motion gefordert wird, sei entsprechend
fachlich und personell weiterzuentwickeln. Genau dies werde in der Weiterentwicklung
der NCS angestrebt, weswegen der Bundesrat die Ablehnung der Motion beantrage.

Anders sah dies der Stédnderat. Die Motion wurde mit 41 zu 4 Stimmen deutlich
angenommen. Der Abstimmung ging jedoch eine langere Debatte voraus, die rasch
verdeutlichte, dass der Bundesrat allein auf weiter Flur stand. Der Motionar selbst
eroffnete die Beratungen mit seiner Erstaunensbekundung: Zwar sage die Regierung,
sie wolle die Kompetenzen zur Cyberabwehr verstarken und koordinieren, aber die
Motion wolle sie nicht zur Annahme empfehlen. Das passe nicht zusammen und das
gehe auch fir andere Mitunterzeichnende (22 an der Zahl) nicht auf. Verdeutlichen
konnte er sein Anliegen mit eben bekannt gewordenen Angriffen auf zwei
Departemente. Die Meinung. dass die Meldestelle MELANI bereits Aufgaben im
Cyberbereich wahrnehme, teilte der Motionar nicht. Deren Arbeit stellte er nicht
infrage, aber in der noch gultigen Cyberstrategie des Bundes komme das Wort
"Cybersecurity-Kompetenzzentrum nicht ein einziges Mal vor." Daraufhin hielt er ein
eigentliches Pladoyer fir die Sache, man musse endlich handeln - die beiden ETH
stiinden bereit. Weitere Redner pflichteten Eder (fdp, ZG) bei. Besonders Vertreter der
SP sprachen sich dabei flr einen Ausbau der Cyberabwehr aus, durchaus auch zu
Lasten von anderen Abwehrprogrammen (Rustung). Erich Ettlin (cvp, OW) fand die
Debatte dann "fast schon langweilig", weil sich alle einig waren. Alle ausser Bundesrat
Maurer, der die Regierung vertrat. Sein langes Votum - im Wesentlichen zeigte er die
bisher angewendeten Vorgange und Massnahmen auf und die Tatsache, dass kaum eine
Bundesratssitzung ohne Cyber-Thema abgehalten werde - schloss er mit dem Appell,
man solle die Regierung und MELANI nicht unterschétzen. Das Plenum wollte jedoch
ganz offensichtlich ein Zeichen setzen und die Arbeiten im Cyberbereich dergestalt
biindeln, dass eine zentrale Stelle die Koordination tbernimmt.

Josef Dittli (fdp, UR) schlug mit seinem Vorschlag, innerhalb der Armee ein
Cyberdefence-Kommando einzurichten, einen eigentlichen Paradigmenwechsel vor.
Bereits seit Jahren war der Bund bestrebt, im Bereich Cyber-Kriminalitat neue Wege zu
gehen und den sich verandernden technologischen Entwicklungen Rechnung zu tragen,
indem beispielsweise die Nationale Strategie zum Schutz der Schweiz vor Cyber-Risiken
(NCS) lanciert wurde. Eine eigentliche Cyber-Armee wurde jedoch in diesen Prozessen
noch nicht konzipiert. Mit der fortschreitenden Digitalisierung und den damit
ausgeldsten Datenverschiebungen mussen Sicherheitsaspekte im Cyber-Bereich jedoch
zunehmend angesprochen sowie entsprechende Massnahmen vorgesehen werden.
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Dittli wollte innerhalb des VBS und der Armee eine eigene Truppe zur Cyberabwehr
aufbauen. Er leitete die Notwendigkeit seines Vorschlags aus dem Verfassungsauftrag
an die Armee ab. Ein professionalisiertes Kommando mit 100 bis 150 Cyberspezialisten
soll, flankiert von einer 400-600 AdA-starken Cybertruppe, die sensiblen
Infrastrukturen schitzen. Die Ausbildung dieser Spezialisten soll Uber eine eigens zu
schaffende Cyber-RS erfolgen. Sieben Punkte fihrte der Motionéar an, die eine solche
Cyber-Einheit erflllen kénnen muss: Eigene Systeme jederzeit schitzen; eigenstédndige
Cyberoperationen durchfihren (z. B. Cyberaufklarung, -verteidigung, aber auch
-angriff); den NDB unterstltzen; Unterstitzungsleistungen weiterer Betreiber kritischer
Infrastrukturen; zivile Behdrden in Cyberangelegenheiten unterstitzen. Dafur soll die
Armee einerseits Kooperationen mit dem Forschungsplatz, aber auch dem
Hochschulbereich eingehen und andererseits Vorbereitungen treffen, damit eine
solche militérische Cyber-Einheit konzipiert werden kann. Dittli schlug also eine
eigentliche Cyber-Armeeeinheit vor, daneben war auch eine Motion von Standerat Eder
(fdp, ZG) héangig, der sich im Cyber-Bereich ein Kompetenzzentrum wilinschte. Diese
Motion wurde vom Stadnderat bereits dem Zweitrat Gberwiesen.

Der Bundesrat zeigte sich in seiner Antwort auf den Vorstoss skeptisch. Elemente der
Zielvorgabe wirden gegenwartig mit einem Aktionsplan Cyberdefence angegangen,
dieser erfllle weite Teile der Motion. Bezuglich der Anliegen die Truppe betreffend
(Verfligbarkeit, Starke, Milizprinzip) seien daher die néchsten Schritte in der Umsetzung
des Aktionsplans, wie sie bis 2020 vorgesehen sind, abzuwarten. Hinsichtlich der
Einrichtung eines eigenen Kommandos zeigte sich die Regierung offener, man misse
aber auch hier abwarten, wie sich solche Leitungsstrukturen in ein Gesamtgeflge
integrieren liessen. So sprach sich der Bundesrat noch gegen die Motion aus, hielt sich
aber die Moglichkeit offen, bei einer allfalligen Annahme im Erstrat via das VBS
zuhanden des Zweitrats noch auf den Motionstext Einfluss zu nehmen.

Die Ratsdebatte wurde mit einem Ordnungsantrag Héche (sp, JU) erdffnet, der die
Motion der zustadndigen SiK zur Vorprifung zuweisen wollte. Héche wollte nicht
mehrspurig fahren und nicht neben den Prozessen um den Aktionsplan des
Bundesrates und der zuvor angenommenen Motion Eder (fdp, ZG) zusatzlich auch noch
einen Prozess zur Schaffung einer Cyber-Armee anstossen. Der Motionér entgegnete
jedoch, dass sich die Ziele der Motion Eder nicht mit denjenigen seiner eigenen
Uiberschneiden wiirden, da er sich eben auf den Bereich Armee beschranke. Im Ubrigen
hatte sich ja die Regierung offen gegenlUber der Motion gezeigt und einzig an der
Cyber-RS Anstoss genommen. Der Ordnungsantrag wurde nicht angenommen, damit
konnte der Vorstoss materiell behandelt werden.

Der Motionar verteidigte sein Anliegen mit der Einschatzung, dass nicht klar sei, was der
Bundesrat und das VBS im Cyber-Bereich erreichen wollen. Zwar werde viel
unternommen, auch gerade bezluglich der Rollendefinition der Armee und ihrer
Funktionen in der Cyberabwehr, offen sei jedoch, wie die Starken der Miliz einbezogen
werden kénnen. Der Aktionsplan Cyberdefence sei laut Dittli (fdp, UR) .in Ordnung”,
jedoch sei kaum etwas Uber seinen Inhalt bekannt. Dass ein wesentlicher Teil seiner
Motion bereits in anderen Prozessen umgesetzt wird, begrisste er, aber das wichtige
und titelgebende Anliegen seines Vorstosses, ein Cyber-Kommando in die
Armeestrukturen einzubinden, sei eben noch nicht angedacht. Ebenso fehle in der
Debatte Uber die Moglichkeiten, IT-Spezialisten zu finden und auszubilden, die Pridfung
einer Cyber-RS. Es gebe schliesslich bereits IT-Spezialisten in den Rechenzentren von
Bund und VBS, eine systematische armeenahe Cyber-Ausbildung fehle jedoch komplett.
Er sah denn auch einen Steilpass in der gedusserten Bereitschaft der Regierung, im
Falle einer Annahme seiner Motion noch Anderungsvorschlage zuhanden der SiK-NR zu
machen. Diesen Steilpass musste der Standerat ,also der Sache zuliebe annehmen”.
Ratskollege Ettlin (cvp, OW) blies ins gleiche Horn. Es gebe bereits heute monatlich
tausende Cyberangriffe auf diverse kritische Strukturen und er finde die Argumentation
der Regierung, eine Cyber-RS sei nicht méglich, da sie sich nicht in die bestehenden
Ausbildungsmodelle der Armee einfligen lasse, .speziell”. Die Annahme neuer
Herausforderungen, auch im Bereich (Cyber-)Verteidigung sei wichtig, so der
Obwaldner weiter.

Verteidigungsminister Parmelin argumentierte vergeblich mit den bestehenden
Arbeiten und der Bereitschaft, den Weg der Cyberabwehr weiter gehen zu wollen. Das
Ratsplenum nahm die Motion mit 34 zu 7 Stimmen deutlich an. ?
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MOTION
DATUM: 07.12.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

MOTION
DATUM: 12.12.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

MOTION
DATUM: 06.03.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Die Schaffung eines Cybersecurity-Kompetenzzentrums auf Stufe Bund war im
Standerat kaum bestritten und auch im Vorfeld an die Plenardebatte in der grossen
Kammer wurden die Zeichen auf griin gesetzt. Das auf eine Motion Eder (fdp, ZG) zurlck
gehende Anliegen fand einstimmige Unterstlitzung in der sicherheitspolitischen
Kommission des Nationalrates. Sie kam nach Gesprachen mit Cybersicherheits-
Fachpersonen aus der Bundesverwaltung sowie unter Berlcksichtigung der bereits
laufenden Arbeiten im Bereich der Nationalen Strategie zum Schutz der Schweiz vor
Cyberrisiken (NCS) und dem entsprechenden Aktionsplan zum Schluss, dass die Motion
unterstitzt werden soll, denn tiefer greifende Koordination sei im Cyberbereich
notwendig. Ein Kompetenzzentrum fur Cybersicherheit sei hierzu der richtige Weg.
Kommissionssprecher Glattli (gp, ZH) préazisierte in seiner Einleitung zur Debatte, dass
die MELANI nur Gber beschrénkte Personalressourcen verflige und zudem ihr Auftrag
limitiert sei. MELANI, als verwaltungsinterne Koordinationsstelle auch fur
Cyberkriminalitat zusténdig, leiste gute Arbeit, so Glattli weiter, es bedlrfe aber weiter
reichender Kompetenzen fir ein eigentliches Kompetenzzentrum. Der anwesende
Bundesrat Maurer vertrat auch im Nationalrat die ablehnende Haltung des
Siebnerkollegiums: Es werde bereits viel im Cyberbereich unternommen und diverse
Expertengruppen wirden bald ihre Arbeiten abschliessen. Insofern bat Maurer die
Nationalratinnen und Nationalrate, nicht vorzugreifen. Im Wesentlichen zielten die
gegenwartig angestossenen Prozesse in die gleiche Richtung, wie der Motionar vorgebe,
und dies ohne Aufbldhung der Verwaltung. Letzteres beflirchtete Maurer, falls eine
zusétzliche Verwaltungseinheit geschaffen werden miusste. Kommissionssprecher
Glattli entgegnete hierauf, dass mit der Motion noch keine operativen Beschlusse
gefasst und die Ausgestaltung und Umsetzung eines solchen Cyber-
Kompetenzzentrums Gegenstand weiterer Diskussionen sein wirden.

Das Ratsplenum folgte seiner Kommission und hiess die Motion mit 177 zu 2 Stimmen
ohne Enthaltungen deutlich gut. ®

Ein Cyberdefence-Kommando innerhalb der Strukturen der Armee zu etablieren, stiess
bei der SiK des Nationalrates grundsatzlich auf Zustimmung. Jedoch sahen die
Sicherheitspolitikerinnen und -politiker noch Préazisierungspotenzial beim Text der
Motion Dittli (fdp, UR). So soll statt von einem Kommando von einer «Cyber-
Organisation» die Rede sein. Ferner sei der Begriff «Cyber-Bataillon» unzutreffend,
weil dadurch suggeriert werde, dass eine autonome Formation errichtet wirde.
Hingegen sei vorgesehen, dass I[T-Spezialisten der Verwaltung und des Militérs
zusammen zum Einsatz kommen wiurden. Schliesslich wollte die Kommission darauf
verzichten, eigens eine Cyber-RS durchzufihren. Stattdessen sollten AdA, die ein Talent
im Cyber-Bereich héatten, erst spater eine armee(fach)spezifische Cyberausbildung
erhalten und in einem weiteren Schritt einer Cyber-Einheit zugeteilt werden. Mit
diesen Anderungen gelangte die SiK einstimmig ans Ratsplenum.

In  der Nationalratsdebatte folgten nur die notigsten  Wortmeldungen.
Kommissionssprecher Dobler (fdp, SG) fasste die zentralen Punkte zusammen. Weil die
von der Kommission vorgeschlagenen Anderungen vom Bundesrat angeregt worden
waren und in der Kommission Einigkeit geherrscht hatte, konnte der St. Galler auf die
Unterstitzung seiner Kommissionskolleginnen und  -kollegen  zéhlen. Dem
Verteidigungsminister blieb nur Ubrig, die nunmehr von der Regierung mitgetragenen
Anderungen zur Annahme zu empfehlen und die Abkehr von der zuvor herrschenden,
ablehnenden Meinung bekannt zu geben. In der Folge wurde die Motion im Nationalrat
angenommen, wobei sie in der kleinen Kammer aufgrund der vorgenommenen
Anderungen nochmals traktandiert werden musste. *

Mit 58 Mitunterzeichnenden aller Parteien im Rlcken forderte Franz Griter (svp, LU)
den Bundesrat mittels Motion auf, den Ausbau der Cyberabwehrkompetenzen
voranzutreiben. Innerhalb zweier Jahre sollen alle sicherheitspolitischen Kompetenzen
im Bereich Cyberabwehr zudem gebindelt werden und innerhalb der Verwaltung von
einer einzigen Stelle koordiniert werden kénnen. Dabei wurde offen gelassen, ob diese
Einheit innerhalb der Armee geschaffen oder dem VBS angegliedert werden soll. Jedoch
sah der Motionér eine Finanzierung via das Rustungsbudget vor. Ferner sollte auch
bezuglich kunftiger Beschaffungen ein Augenmerk auf Cybersicherheit gelegt werden.
Gruter schlug damit in die gleiche Kerbe wie Stédnderat Dittli (fdp, UR), der seinerseits
ein Cyberdefence-Kommando anregte, und Standerat Eder (fdp, ZG), der die Schaffung
eines Kompetenzzentrums fur Cyberfragen verlangte. Begrindet wurde die Motion mit
den neuen Bedrohungsszenarien im digitalen Raum sowie mit der Erfahrung kurzlich
stattgefundener Angriffe auf die Computerinfrastruktur von Bund und Wirtschaft. Der
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MOTION
DATUM: 06.03.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER

MOTION
DATUM: 10.09.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Luzerner wollte darlber hinaus ebenfalls - dieses Anliegen deckt sich mit den
Bestreben der beiden Motionen aus der kleinen Kammer - die Zustandigkeit neu regeln
und nur eine Verwaltungsstelle mit der Aufsicht betrauen, um <«Redundanzen,
Ineffizienzen und Koordinationsaufwand» reduzieren zu kénnen.

Der Bundesrat, der sich also bereits wiederholt mit @hnlichen Vorstdssen konfrontiert
sah, beharrte auf der Ablehnung dieser Forderungen. Im Grunde sei er ja nicht gegen
einen Ausbau im Cyberbereich, jedoch sollte den Prozessen der NCS nicht vorgegriffen
werden, erklarte er. Eine einzige Stelle fur diese Oberaufsicht werde gepruft.

Dieser bundesratlichen Zurtckhaltung stand, wie auch in den anderen diesbezuglichen
Geschaften, eine wohlwollende Parlamentskammer gegenltber. Im Wissen um die
bereits genehmigten anderen beiden Motionen Dittli und Eder hiess der Nationalrat
auch die vorliegende Motion gut. Gruter gelang es, Druck aufzubauen, in dem er auf der
Einrichtung einer zentralen Koordinationsstelle beharrte. Dabei bot er in der
Ratsdebatte bereits Hand zu einer Losung: Melani kdnne diese Aufgabe Ubernehmen, es
brauche also nicht einmal eine neue Verwaltungseinheit, schlug er vor. Jedoch miusse
dort mehr investiert und sowohl personell als auch finanziell mehr Aufwand betrieben
werden. Zudem mdisse der Auftrag an Melani neu verfasst werden. Bundesrat Maurer
vertrat die ablehnende Haltung der Regierung, auch mit Verweis auf ein kurz zuvor
angenommenes SiK-Kommissionspostulat, vergeblich. Die grosse Kammer Uberwies den
Vorstoss mit 134 zu 47 Stimmen und 9 Enthaltungen der Standekammer. °

In der FrUhjahrssession 2018 des Stdnderates war die Beschlussfassung zu einem
Cyberdefence-Kommando nur noch Formsache. Der Motionar selbst, aber auch die
standeréatliche SiK, zeigten sich mit der vom Nationalrat veranderten Fassung
einverstanden. Weil der Standerat selbst zuvor bereits einmal dem Anliegen zugestimmt
hatte und nun auch in der Standekammer seitens des Verteidigungsministers grines
Licht gegeben wurde, galt die Motion schon beinahe als angenommen. Ohne
Gegenstimme wurde sie denn auch abgesegnet. °

Die Motion Griter (svp, LU) beschéaftigte im Sommer die standeratliche SiK. Der Ausbau
der Cyberabwehrkompetenzen wurde vom Gremium mehrheitlich begrusst, gleichwohl
Uberwogen Bedenken bezlglich der Motion. Die SiK-SR schlug deswegen ihrem Rat vor,
die Motion nicht anzunehmen. Man wollte sich mit diesem Schritt Zeit verschaffen, um
bereits in Angriff genommene Projekte weiterzufihren. Namentlich ging es um die
beiden Uberwiesenen Motionen zu einem Cyberdefence-Kommando in der Armee und
zu einem Cybersecurity-Kompetenzzentrum. Diese laufenden Massnahmen wurden von
der SiK begrisst, wohingegen die vorliegende Motion widersprichliche Folgen zu
bereits getatigten Beschlissen hatte. Besonders die angeregte Zentralisierung der
Cyberkompetenzen an einer Amtsstelle (innerhalb des VBS) wurde von den
Kommissionsangehdrigen mehrheitlich abgelehnt. Man vergebe sich dadurch viele
bereits erlangte Kenntnisse und die bisherigen Mechanismen innerhalb des EFD und
MELANI funktionierten gut. Aus ordnungspolitischer Sicht wurde die Motion zudem
abgelehnt, weil es der Regierung und nicht dem Parlament obliege, federfiihrende
Stellen innerhalb der Verwaltung zu bestimmen. Diesem Antrag stimmten 10
Kommissionsmitglieder zu, zwei waren dagegen.

Dieser deutlichen Kommissionsmeinung folgte dann auch das Ratsplenum, das die
Motion ablehnte und damit den recht deutlichen Beschluss des Erstrates umstiess.
Kommissionssprecher Dittli (fdp, UR) und Bundesrat Maurer waren die Einzigen, die
sich zu Wort meldeten. Beide betonten die bereits angestossenen Arbeiten und die
guten Fortschritte im Cybersicherheitsbereich. Die Regierung erkenne im Vorschlag
Gruter keine bessere Losung, erklarte Maurer. Oppositionslos wurde das Geschaft
verworfen. ’
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Privatrecht

Mit einer als Postulat Uberwiesenen Motion Leumann (fdp, LU) regte der Standerat eine
Gesetzesanpassung an, welche die im elektronischen Geschéftsverkehr tbliche digitale
Signatur der eigenhandigen Unterschrift gleichstellt. Der Bundesrat anerkannte zwar
die Notwendigkeit von neuen Regelungen, er sah darin aber mehr als ein blosses
technisches Problem. So werde flUr bestimmte Vertragsabschllisse bewusst ein
handschriftliches Verfahren verlangt, um schwéchere Vertragspartner zu schitzen (z.B.
mit einem Widerrufsrecht). Noch bevor man die digitale Signatur als gleichwertig
anerkennen koénne, musse deshalb abgeklart werden, wie dieser Schutz im
elektronischen Kommerz beibehalten werden kann. Der Nationalrat Uberwies mit dem
Einverstdndnis des Bundesrates eine Motion Nabholz (fdp, ZH), welche in allgemeiner
Form die Schaffung eines rechtlichen Rahmens fir den Umgang mit digitalen
Unterschriften und Urkunden verlangt. ©

Als Zweitrat stimmte auch der Standerat der Motion Nabholz (fdp, ZH) fir die Schaffung
eines rechtlichen Rahmens flr den Umgang mit digitalen Unterschriften und Urkunden
zu. Bereits zuvor hatte der Bundesrat mit einer neuen Verordnung die Leitplanken
gesetzt fir die Verwaltung der offentlichen Schlissel, welche die Echtheit der
Unterschriften zertifizieren. Diese Aufgabe soll in der Schweiz von einer privatrechtlich
organisierten Gesellschaft (Swisskey AG) Ubernommen werden. Bei der Anerkennung
der digitalen Unterschrift steht die Schweiz unter Wettbewerbsdruck, hat doch die EU
anfangs Jahr mit einer Richtlinie die allgemeinen Bedingungen in Kraft gesetzt, welche
ihre Mitgliedstaaten bis Mitte 2001 ins nationale Recht umsetzen mussen. Der Direktor
des Bundesamts fur Justiz, Heinrich Koller, skizzierte zwar im Oktober den Inhalt des
entsprechenden neuen Gesetzes, das neben der Gleichstellung der digitalen mit der
handschriftlichen Signatur auch Konsumentenschutzbestimmungen fur im Internet
abgeschlossene Kauf- und Mietvertrage bringen soll. Die angekindigte Vernehmlassung
wurde aber erst Anfang 2001 gestartet. °

Datenschutz und Statistik

Mit einer im Marz 2017 eingereichten Motion wollte die FDP-Fraktion die elektronische
Identitat und damit auch den landesweiten Biirokratieabbau vorantreiben. Sie stellte
in dem Vorstoss drei konkrete Forderungen an den Bundesrat, die er bei der
Erarbeitung des E-ID-Gesetzes berlcksichtigen soll. Damit die Systeme vielseitig
einsetzbar sind, soll erstens die Interoperabilitdt durch offene Schnittstellen -
beispielsweise zum Identitatsverbund Schweiz, zu den Kantonen und Gemeinden, aber
auch zum Ausland - gewaéhrleistet werden. Zweitens soll der Bundesrat
Sicherheitsstandards flr die Dienstleistungsanbieter definieren und als Kontrollinstanz
deren Einhaltung Uberwachen. Da die elektronische lIdentitdt echten Nutzen flr
Privatpersonen, Unternehmen und den Bund mit sich bringe, sei dem Projekt drittens
die entsprechende Prioritdt einzurdumen, sowohl im Hinblick auf eine zeitnahe
Umsetzung als auch bezuglich einer sichergestellten  Finanzierung der
verwaltungsinternen Vorleistungen. In der Herbstsession 2017 behandelte der
Nationalrat den Vorstoss, der von der SVP-Fraktion mit dem Argument bekampft wurde,
dass der Staat bei der Herausgabe der elektronischen Identitdt nicht nur eine
Kontrollfunktion innehaben, sondern diese als hoheitliche Aufgabe selbst libernehmen
sollte. Nachdem Bundesréatin Simonetta Sommaruga jedoch versichert hatte, dass diese
Motion keinen Einfluss auf die Frage nach der staatlichen oder privaten Einfihrung der
elektronischen Identitét habe, wurde die Bekampfung eingestellt und die Motion
stillschweigend angenommen.

Die Motion der FDP-Fraktion, welche im Zusammenhang mit der Erarbeitung des E-ID-
Gesetzes eine Reihe an Forderungen an den Bundesrat stellte, wurde in der
Frihjahrssession 2018 auch vom Standerat stillschweigend angenommen.
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Kriminalitat

Vor dem Hintergrund der wachsenden Bedrohung durch Cyberkriminalitat forderte
eine im Sommer 2017 eingereichte Motion Dobler (fdp, SG) die Schaffung einer
zentralen Anlauf- und Koordinationsstelle zur Bekampfung der organisierten und
international tatigen Computerkriminalitait. Der zunehmenden Komplexitdt und
Vielschichtigkeit dieser Art von Bedrohung sei die foderal fragmentierte Strafverfolgung
in der Schweiz nicht gewachsen, weshalb es einer zentralen Anlaufstelle beim Bund
bedlrfe, um die Zusammenarbeit in der Strafverfolgung operativ zu koordinieren, so
die Begrindung des Motionars. Dem Antrag des Bundesrates folgend, stimmte der
Nationalrat in der Herbstsession 2017 dem Vorstoss stillschweigend zu. "

Nach der einstimmigen Annahme im Nationalrat kam die Motion Dobler (fdp, SG),
welche eine zentrale Anlauf- und Koordinationsstelle zur Bekampfung der
organisierten und international tatigen Computerkriminalitat forderte, im Frihjahr
2018 zur Behandlung in den Standerat. Die Bekdmpfung der immer grosser werdenden
Herausforderung der digitalen Kriminalitéat verlange eine stérkere Zentralisierung und
Koordinierung bei der Beweiserhebung und -sicherung, begriindete die RK-SR ihren
einstimmigen Antrag auf Annahme. Wie Justizministerin Simonetta Sommaruga im Rat
zustimmend anflgte, betreffe eine solche Anlauf- und Koordinationsstelle sowohl den
Bund als auch die Kantone. Aus diesem Grund sei es sinnvoll, diese Zusammenarbeit
gesetzlich zu verankern. Im Rahmen des Bundesgesetzes Uber polizeiliche Massnahmen
zur Bekdmpfung von Terrorismus (PMT), welches bereits in Vernehmlassung sei, sei eine
gesetzliche Grundlage fur die Bekampfung der digitalen Kriminalitat zudem vorgesehen.
Diese Stossrichtung werde durch die Motion Dobler bestarkt; aus diesem Grund
beantrage auch der Bundesrat deren Annahme. Der Sténderat folgte diesen
Empfehlungen und nahm die Motion stillschweigend an.

Institutionen und Volksrechte
Parlamentsorganisation

Die Flache des Bundesplatzes musste mit Baumen bepflanzt werden, um den Bedarf
des Parlaments an Papier fur ein Jahr zu decken. Zehn Millionen Blatt Papier seien 2016
laut Ratsbiro fur Parlament und Parlamentsdienste gebraucht worden, was Kosten von
CHF 5'000 pro Ratsmitglied entspreche. Damit misse Schluss sein, forderte Sebastian
Frehner (svp, BS) in seiner Motion fiir einen digitalen Ratsbetrieb. Das Parlament misse
bis Ende 2019 papierlos werden. Die Digitalisierung sei so weit fortgeschritten, dass
dies moglich sei; einzig das Extranet misse noch benutzerfreundlicher werden.

Das Buro-NR empfahl in seiner Stellungnahme die Motion zur Annahme. Nicht nur aus
Grinden der Nachhaltigkeit, sondern auch um die Arbeit der Parlamentarierinnen und
Parlamentarier zu erleichtern, unterstitze es das Anliegen. Es verwies zudem auf das
Blro-SR, das bereits beschlossen hatte, die Unterlagen flr die Frihjahrssession 2018
versuchsweise elektronisch zu verteilen. Mit der Annahme der Motion wirde der
Nationalrat entsprechend signalisieren, dass er dazu auch bereit ware. Dieses Signal
wurde durch die stillschweigende Annahme der Motion schliesslich auch erteilt. '

Das Bliro-NR hatte bei seiner Zustimmung zur Idee eines papierlosen und digitalen
Ratsbetriebs, wie er mittels einer Motion von Sebastian Frehner (svp, BS) gefordert
wird, darauf hingewiesen, dass es daftr wohl keine Erlassanderung brauche, sondern
der Verwaltungsdelegation ein Mandat erteilt werden kénne, mit dem die Mittel fir den
digitalen Ratsbetrieb prioritar gesprochen werden kénnten. Diese Idee nahm das Bliro-
SR auf und anderte die Motion entsprechend ab: Die Verwaltungsdelegation soll den
Parlamentsdiensten einen Auftrag erteilen, worauf diese einen Umsetzungsplan mit
Fristen und Kosten vorlegen sollen. In seinem Bericht présentierte das Blro-SR zudem
die Auswertung eines Versuchs im Stéanderat, mit dem Beschlussgrundlagen fur
Ratsgeschafte (Fahnen, Kommissionsberichte- und antrage) in einem PDF-Dokument
zusammengestellt wurden. Auch wenn die Mehrheit der 20 antwortenden
Sténderatsmitglieder - deren 32 hatten am Versuch teilggenommen - diesen als nltzlich
bezeichnete und ihm mehrheitlich gute Noten gab - immerhin waren auch neun
Standeratinnen und -réte der Meinung, dass Papier nicht ersetzt werden kdénne -, habe
der Versuch gezeigt, dass es fur die unterschiedlichen Arbeitsweisen nicht genlge,
lediglich Dokumente digitalisiert abzugeben. Fur einen wirklich digitalisierten
Ratsbetrieb brauche es grundlegende Anderungen, die in der vom Motionar verlangten

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.89 - 01.01.19



MOTION
DATUM: 03.12.2018
MARC BUHLMANN

MOTION
DATUM: 13.12.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Frist nicht umsetzbar seien. Die neue Formulierung der Motion erlaube eine
schrittweise Anpassung, die zumindest im Moment keine Kosten verursache und keine
Erlassanderungen nétig mache. Der Standerat Uberwies die so veranderte und vom
Blro-SR einstimmig zur Annahme empfohlene Motion stillschweigend zurtick an den
Nationalrat. ™

Das Buro-NR hiess die vom Buro-SR angebrachte Modifizierung der Motion Frehner
(svp, BS) fur einen digitalen Ratsbetriebs mit 9 zu 3 Stimmen bei 1 Enthaltung gut und
empfahl entsprechend die Annahme des veranderten Vorstosses. Die von der Motion
verlangte Umsetzungsfrist sei in der Tat nicht realistisch und der lange Weg zum
papierlosen Ratsbetrieb musse besser schrittweise gegangen werden. Der Auftrag an
die Verwaltungsdelegation sei deshalb zielfihrend.

Dies sah eine Minderheit des Biros allerdings anders: Wie Thomas Aeschi (svp, ZG) fur
ebendiese Minderheit im Rat argumentierte, sei das Problem, dass die
Verwaltungsdelegation immer mehr Kompetenzen erhalte. Dies sei auch deshalb
stossend, weil nicht immer alle Fraktionen in diesem Gremium vertreten seien. Die
Parlamentarische Informatik-Testgruppe (PIT) wirde sich hier besser eignen. Damit
aber nicht der Eindruck entstehe, er sei gegen den papierlosen Ratsbetrieb, ziehe er
den Minderheitsantrag zurick. Der Sprecher des Bulros, Balthasar Glattli (gp, ZH), wies
darauf hin, dass die Verwaltungsdelegation wohl auch die PIT beiziehen werde. Mit der
Annahme der Motion kénne die Digitalisierung des Ratsbetriebs vorangetrieben
werden. Dies sah auch die Ratsmehrheit so, die die modifizierte Motion mit 130 zu 44
Stimmen bei 6 Enthaltungen annahm. 43 der ablehnenden Stimmen stammten aus der
SVP-Fraktion, begleitet von Albert Vitali (fdp, LU) von der FDP-Fraktion. '

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Nationalrat Béglé (cvp, VD) sorgte sich um die digitale Infrastruktur der Armee,
weswegen er im Herbst 2017 eine Motion dazu formuliert hatte. Konkret stellte der
Christlichdemokrat auch einen Zusammenhang zu den neu zu beschaffenden
Kampfflugzeugen her, weil gerade diese weitestgehend Uber Bordcomputer
funktionieren und gesteuert werden. Der Motionér sah eine Gefahr darin, dass viele
Bestandteile, die die Armee verwendet, von auslandischen Herstellern stammten und
es nicht auszuschliessen sei, dass in elektronischen Steuerelementen auch versteckte
Funktionen eingebaut wirden, die unter Umstanden aktiviert werden kénnten, um die
Systeme fernzusteuern oder zu storen. Gerade bei Fliegern sei das eine grosse Gefahr.
Zwar sei das zu Friedenszeiten nicht wahrscheinlich, so der Motionar, falls es aber in
den Herstellerstaaten zu einer Destabilisation kommen wirde, kénnten solche
Szenarien eintreffen. Es sei deswegen notwendig, gerade bei der Beschaffung neuer
Kampfjets ein zuséatzliches Kriterium hinzuzufigen. Neben der geforderten Leistung
und dem Preis der Jets sollte auch die .digitale Unabhéangigkeit” ausschlaggebendes
Kriterium sein. Zuséatzlich sollte mit der Motion der Bundesrat aufgefordert werden, fur
zahlreiche andere Systeme Massnahmen zu ergreifen, um sie vor Cyberangriffen zu
schutzen.

Der Bundesrat zeigte sich in seiner Stellungnahme einsichtig und &usserte das
Bewusstsein der Regierung um diese Gefahren und Entwicklungen. Entsprechend habe
sie bereits Schritte unternommen, um diesen Cyberrisiken zu begegnen. Es wurde auch
auf den Bericht der Expertengruppe Uber die Luftverteidigung der Zukunft verwiesen,
wo man sich namentlich um Aspekte der Risiken bezlglich der computergestitzten
Software in Kampfjets gewidmet hatte. Der Bundesrat zeigte sich zwar einsichtig
bezlglich der Notwendigkeit, die digitalen Infrastrukturen zu schitzen, er beantragte
dem Parlament jedoch, die Motion abzulehnen. Die Regierung stellte sich auf den
Standpunkt, dass es unmoglich sei, gewollte oder ungewollte Schwachstellen in
computergestutzten Systemen ausfindig zu machen sowie dass es zahlreiche
koordinierte Massnahmen brauche, um derartige Risiken im Cyberbereich zu
minimieren. Vor dem Hintergrund anderer in die Wege geleiteter Massnahmen im
Cyberbereich wollte man jedoch weitere Ergebnisse abwarten. Die Motion Béglé solle
dem nicht vorgreifen.

Im Nationalrat gab es kaum eine Debatte zum Geschéft, es dusserten sich lediglich der
Motionar und der Verteidigungsminister. Ersterer warb dabei erfolgreich fur sein
Anliegen, so dass ihm die Nationalratinnen und Nationalrdte folgten und mit 91 zu 76
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Stimmen die Motion annahmen. Acht enthielten sich. 7

Die digitale Infrastruktur der Armee wurde in der Sommersession 2018 mit der Motion
von Claude Béglé (cvp, VD) im Standerat zum Thema. Zwar hatte der Nationalrat zuvor
den Vorstoss angenommen, die SiK des Standerates wollte jedoch die Ablehnung der
Motion durchsetzen. Eine Sistierung der Motion, um bereits in Angriff genommene
Massnahmen abzuwarten, namentlich die Erarbeitung der Nationalen Strategie zum
Schutz vor Cyberrisiken (NCS) und des Aktionsplans Cyberdefence (APCD), wurde
diskutiert, jedoch abgelehnt. In der Kommission war man sich einig, dass im Lichte der
fortgeschrittenen Digitalisierung relevante Punkte durch den Motionar angesprochen
worden sind, der Vorstoss sei insgesamt jedoch zu umfangreich formuliert und ziehe
womoglich nicht abschatzbare und hohe Kosten nach sich. Oben erwahnte
Massnahmen wirden zudem bereits zu weiten Teilen die neuen Herausforderungen
durch die Digitalisierung angehen. Dies sei bereits eine adaquate Reaktion des Bundes
und es sei deswegen davon abzusehen, die Motion anzunehmen.

Das Ratsplenum sah das offenbar gleich, die Motion wurde nach einer umfangreichen
Berichterstattung durch Kommissionssprecher Francais (fdp, VD) abgelehnt. ™

Militarorganisation

Das Dienstbiichlein ins Zeitalter der Digitalisierung zu Uberfihren, hat sich Marcel
Dobler (fdp, SG) auf die Fahne geschrieben. Mit einer Motion forderte der St. Galler den
Bundesrat auf, das Dienstbichlein zu digitalisieren und im Sinne einer
Prozessvereinfachung zeitliche Einsparungen zu erzielen sowie die Sicherheit zu
erhéhen. So koénne das Dokument zum Beispiel auch nicht mehr verloren gehen,
begrindete der Motionar. Ohne weitere Ausfihrungen unterstitzte der Bundesrat das
Anliegen und beantragte dem Parlament die Annahme dessen. Nicht nur die
Landesregierung, sondern auch der Nationalrat stand uneingeschrankt hinter diesem
Vorhaben, es wurde diskussionslos gutgeheissen.

Die Digitalisierung des Dienstblichleins war auch im Standerat unbestritten: Nachdem
die Motion Doblers (fdp, SG) bereits in der Volkskammer angenommen worden war,
stimmten auch die Stadnderatinnen und Sténderate auf einstimmigen Antrag ihrer
Kommission dem Vorstoss zu. Ihr Sprecher Dittli (fdp, UR) fasste sich kurz und wies
darauf hin, dass nicht nur Bundesrat und Nationalrat bereits positiv gestimmt gewesen
seien, sondern das Anliegen auch im Einklang mit der Informatikstrategie des Bundes
2016-2019 stehe. ?°

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Strukturpolitik

Face aux transformations structurelles induites par les nouvelles technologies, Adele
Thorens Goumaz (gps/verts, VD) a proposé la création d’une plate-forme d’échange
pour accompagner I’'Industrie 4.0. Selon la dépositaire, cette plate-forme regrouperait
les différents acteurs de la numérisation et permettrait a la fois de tirer un maximum
des opportunités qui s'ouvrent & I"économie helvétique, et de minimiser les risques
inhérents a une telle révolution. De son c6té, le Conseil fédéral a considéré que les
structures existantes, avec notamment la Stratégie du Conseil fédéral pour une société
de lI'information et le Comité interdépartemental pour la société de I'information (Cl
Sl), étaient suffisantes. Il a proposé de rejeter la motion. Adéle Thorens Goumaz
(gps/vert, VD) a finalement retiré sa motion.
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Une motion de Marcel Dobler (fdp/plr, SG) souhaite introduire un systéeme
d'autodéclaration numérique a la douane pour la TVA. Cette mesure permettrait, par
I'intermédiaire d'une application, non seulement d'augmenter la flexibilité des
franchises douaniéres, mais aussi de réduire la surcharge bureaucratique et le temps
d'attente dans les douanes, face a la hausse du tourisme d'achat. Du c6té des finances
publiques de la Confédération, cette mesure permettrait probablement une hausse des
recettes de la TVA. Le Conseil fédéral s'est montré favorable a I'objectif de la motion. Il
a précisé que le programme pluriannuel DaziT de I'"Administration fédérale des douanes
(AFD) avait comme objectif de booster la modernisation du secteur douanier. Ainsi, la
motion s'inscrit dans la logique de numérisation. La motion a été adoptée, sans
discussion, par le Conseil national. ??

Par I'intermédiaire d'une motion, Dominique de Buman (cvp/pdc, FR) charge le Conseil
fédéral de créer un cadre |égal pour faciliter la collecte des taxes de séjour directement
sur les plateformes de réservation. Alors que I'économie collaborative, avec en téte
d'affiche AirBnB, s'impose sur le marché du tourisme, et que le nombre de nuitées
réservées sur ces plateformes ne cesse d'augmenter, encore 30 a 50 pour cent des
logeurs ne paient pas la taxe de séjour au niveau de la parahdtellerie. Par conséquent,
de Buman considere qu'un systéme d'imputation national réduirait la bureaucratie et
faciliterait la perception de la taxe de séjour. En effet, des systemes similaires, en
collaboration avec AirBnB, existent déja dans plusieurs grandes villes, comme Paris,
Amsterdam ou San Francisco.

Néanmoins, le Conseil fédéral a proposé de rejeter la motion. S'il admet la nécessité
d'une égalité de traitement entre la parahotellerie et I'hotellerie traditionnelle, il
rappelle que les cantons demeurent souverain en matiére de taxe de séjour. Une
grande diversité existe. Dés lors, un service centralisé serait presque impossible a
établir sans menacer la souveraineté cantonale.

Lors du vote, le Conseil national a rejeté la motion par 112 voix contre 73 et 4
abstentions. Le PLR et I'UDC, a droite de I'échiquier politique, ont fait parler leur poids
en terme de siéges.

Alors que le vent de la numérisation souffle sur I'économie helvétique, Corrado Pardini
(ps, BE) prie le Conseil fédéral de déterminer un agenda Industrie 4.0 afin de ne pas
rater le tournant de cette nouvelle révolution industrielle. Il souligne également qu'une
politique industrielle moderne permettrait de garantir une information de qualité, de
fixer un cadre adéquat, et donc de transformer ce vent que certains voient menacant,
en un souffle d'opportunités pour I'industrie helvétique.

Opposé & la création d'une politique industrielle de la digitalisation, le Conseil fédéral
recommande de rejeter la motion. D'abord, il considere que les conditions-cadres a la
mutation structurelle existent. Ensuite, il estime que dans un environnement qui évolue
si rapidement, une politique industrielle est trop "lourde" pour suivre ces
transformations, et qu'il faut plutét miser sur la flexibilité des initiatives privées.
Finalement, il rappelle qu'un rapport sur les conditions-cadres pour |'économie
numérique et qu'un rapport sur le postulat 15.3854 abordent déja la problématique.
L'objet a été rejeté par 136 voix contre 50 et 1 abstention. Seul le camp rose-vert I'a
soutenu. >

Face a I'expansion du commerce électronique transfrontalier, Manfred Bihler (udc, BE)
demande au Conseil fédéral d'alléger les procédures afin de garantir un controle
optimal. Selon le parlementaire bernois, un meilleur contréle doit non seulement
permettre aux entreprises helvétiques de lutter & armes égales, mais également garantir
une meilleure sécurité pour les consommateurs et consommatrices.

Le Conseil fédéral s'est montré favorable a la motion. Il a précisé que le programme de
numérisation des processus douaniers (DaziT) devrait permettre une simplification et
une uniformisation des formalités douaniéres.

Le Conseil national a adopté tacitement la motion.
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Wettbewerb

Eine Motion Vollmer (sp, BE) flr die Schaffung von soliden gesetzlichen Grundlagen fir
den Handel im Internet wurde vom Nationalrat in Postulatsform Uberwiesen. Der
Bundesrat hatte in seiner Antwort darauf hingewiesen, dass er anfangs 1998 das EVD
und das EFD beauftragt hatte, einen Aktionsplan fir die Forderung der Anwendung der
diversen durch das Internet induzierten Neuerungen im Geschéftsleben auszuarbeiten
und dabei auch die Frage nach der Notwendigkeit von neuen rechtlichen Grundlagen zu
Uberprifen. Eine weitere Motion Vollmer fir die Ausdehnung der im Obligationenrecht
fir Kaufvertrage vorgeschriebene Garantiefrist bei Sachméngeln von ein auf zwei Jahre
wurde ebenfalls in Postulatsform angenommen. %

Gesellschaftsrecht

Im Verlauf des Berichtsjahrs nahmen beide Parlamentskammern eine Motion Bischof
(cvp, SO) an, die auf die Einflihrung des elektronischen Rechtsverkehrs (ERV) abzielte.
Mit der Uberweisung erhielt der Bundesrat den Auftrag, die notwendigen rechtlichen,
organisatorischen und technischen Vorkehrungen zu treffen, damit der elektronische
Rechtsverkehr, der bereits in der Zivilprozessordnung (ZPO), in der
Strafprozessordnung (StPO), im Schuldbetreibungs- und Konkursrecht (SchKg) sowie im
Bundesverwaltungsrecht vorgesehen war, fir den gesamten Behd&rdenverkehr (inkl.
Gerichte) in der ganzen Schweiz einheitlich umgesetzt werden konnte. ¥

Etant donné I'absence de frontiére sur l'internet, de nombreuses plateformes
commerciales sont actives en Suisse, mais n’y ont pas de domicile de notification. Selon
Balthasar Glattli (verts, ZH) une telle situation peut devenir problématique en cas de
violation du droit de la personnalité ou du droit de la protection des données. Il a donc
déposé une motion pour renforcer I"application du droit sur internet en obligeant les
grandes plateformes commerciales a avoir un domicile de notification. Dans cette
optique, il propose notamment la modification des articles 140 CPC et 87 CPP.

D'un coté, la motion a été combattue par Philippe Bauer (plr, NE). S'il estime que la
question du for des grandes firmes commerciales sur Internet pose un probleme, il
considere que la solution avancée par le parlementaire vert n'était pas satisfaisante.
D'un autre c6té, la motion a recu I'appui du gouvernement, par la conseillere fédérale
Simonetta Sommaruga (DFJP). Le gouvernement reconnait qu'un probleme existe, et
surtout, estime qu'aucune solution satisfaisante n'a encore été trouvée. Ainsi, il est
favorable a la motion afin que des discussions soient lancées pour trouver une solution.
Lors du vote, la motion a été adoptée par 141 voix contre 46 et 4 abstentions.
L'opposition libérale des voix de la majorité du PLR (24 voix) a été complétée par une
minorité UDC. La motion passe a la chambre des cantons. %8

Geld, Wahrung und Kredit
Kapitalmarkt

Les mutations structurelles engendrées par la numérisation transforment notre société.
Le secteur de la finance n'échappe pas a cette révolution. De nouveaux acteurs et de
nouvelles solutions inondent la finance numérique. Afin de prendre en compte ces
acteurs innovants et de garantir une réglementation adéquate, Claude Béglé (pdc, VD)
propose la création d'un poste de coordinateur pour assurer I'avénement de la
finance numérique. Le Conseil fédéral s'est opposé a la motion du député vaudois. Il a
estimé que plusieurs autorités fédérales comme le Département fédérale des finances
(DFF), le Secrétariat d'Etat & I'économie (SECO), la Banque nationale suisse (BNS) ou
encore I'Autorité fédérale de surveillance des marchés financiers (FINMA) assuraient
déja une transition optimale. De plus, il a précisé que le Secrétariat d'Etat aux questions
financiéres internationales (SFI) garantissait la coordination voulue par la motion.
L'objet a été retiré.
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MOTION
DATUM: 17.06.2016
NIKLAUS BIERI

MOTION
DATUM: 08.12.2016
NIKLAUS BIERI

MOTION
DATUM: 16.06.2017
NIKLAUS BIERI

MOTION
DATUM: 11.12.2017
NIKLAUS BIERI

MOTION
DATUM: 16.03.2018
NIKLAUS BIERI

MOTION
DATUM: 27.09.2018
NIKLAUS BIERI

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Verkehr und Kommunikation

Eine Motion Derder (fdp, VD) forderte vom Bundesrat die Anpassung des
Strassenverkehrsgesetzes an die neuen Angebote des Personentransports. Neue
Online-Plattformen und Fahrdienste seien daran, sich zu etablieren, weshalb eine
grundlegende Anpassung der Verordnung Uber die Arbeits- und Ruhezeit der
berufsméssigen Fuhrer von leichten Personentransportfahrzeugen und schweren
Personenwagen (ARV 2) zu prifen sei. Der Bundesrat zeigte seine Bereitschaft,
diesbezlglich aktiv zu werden, und der Nationalrat nahm die Motion im Juni 2016
diskussionslos an. *°

Der Sténderat behandelte die Motion Derder (fdp, VD) zur Anpassung des
Strassenverkehrsgesetzes an die neuen Angebote zusammen mit der Motion
Nantermod (fdp, VD) beziglich fairem Wettbewerb zwischen Taxis und neuen
Fahrdiensten im Dezember 2016. Beide Motionen wurden von der kleinen Kammer
gutgeheissen.

Strassenverkehr

Mit einer im Marz 2017 eingereichten Motion verlangte die FDP-Fraktion, dass die
rechtlichen Grundlagen im Strassenverkehrsgesetz geschaffen werden sollen, um die
Zulassung und den Verkehr von automatisierten und selbstfahrenden Fahrzeugen auf
Verordnungsstufe zu regeln. Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion und
der Nationalrat stimmte im Juni 2017 stillschweigend zu. %

Im Dezember 2017 nahm der Stédnderat zwei Motionen bezlglich selbstfahrender
Fahrzeuge ohne Gegenstimme an. Sowohl die Motion Regazzi (cvp, TI) fir einen
rechtlichen Rahmen fiir autonome Fahrzeuge als auch die Motion der FDP-Liberale-
Fraktion .Weg frei fur automatisierte und selbstfahrende Fahrzeuge™ waren
unumstritten und auch vom Bundesrat zur Annahme empfohlen worden. Bundesratin
Leuthard wies in der kleinen Kammer jedoch darauf hin, dass Fragen nach Haftung und
Datenfluss nicht trivial seien und eine Gesetzesdnderung wohl unumganglich sei. *

Eine Motion der Grinliberalen Fraktion verlangt, die gesetzlichen Hiirden zur
Einfiihrung von autonomen Fahrzeugen seien abzuschaffen, sobald entsprechende
Sicherheitsnachweise  gegeben seien. Die vorzunehmende Anderung der
Strassenverkehrsgesetzgebung soll die Erlaubnis zum Loslassen des Lenkrades
enthalten, eine Regressmaoglichkeit flr Versicherungen aufnehmen, damit Hersteller flr
Fehler autonomer Fahrzeuge haften, und den Fahrzeugen erlauben, die Umgebung
aufzunehmen und zu speichern. Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion
und der Nationalrat folgte diesem Antrag im Marz 2018 diskussionslos. **

Auch im Standerat war die Motion der GLP-Fraktion zur Abschaffung gesetzlicher
Hiirden bei der Einfiihrung von autonomen Fahrzeugen nicht umstritten. Nachdem
Bundesratin Leuthard dem Rat versichert hatte, sie sei «schon mittendrin in der
Ausarbeitung der Revision des Strassenverkehrsgesetzes», nahm die Stdandekammer die
Motion im September 2018 stillschweigend an. *°
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MOTION
DATUM: 26.09.2017
NIKLAUS BIERI

MOTION
DATUM: 28.02.2018
NIKLAUS BIERI

MOTION
DATUM: 05.03.2018
NIKLAUS BIERI

MOTION
DATUM: 28.09.2018
ANJA HEIDELBERGER

Post und Telekommunikation

Mit einer Motion verlangte Nationalrat Derder (fdp, VD) eine verstéarkte Fiihrung der
Strategie Digitale Schweiz. Der Motionér wiinschte sich eine politische Steuerung, eine
~wirkliche Fuhrerschaft®, damit die Strategie Digitale Schweiz zu den erwinschten
Ergebnissen flhre. Bundesratin Sommaruga bekraftigte im September 2017 vor dem
Nationalrat, dass der Bundesrat Willens sei, der Digitalisierung hochste Aufmerksamkeit
zu widmen. Die Bundesratin bat im Plenum darum, die Motion abzulehnen, da die
Schaffung einer neuen zustandigen Stelle nichts bringe: Die Digitalisierung fande in
allen Bereichen statt, alle Departemente seien involviert. Der Nationalrat liess sich von
den Worten der Justizministerin nicht Uberzeugen und nahm die Motion mit 100 zu 84
Stimmen (3 Enthaltungen) an. *

Die Motion Derder (fdp, VD) zur verstarkten Fiihrung der Strategie Digitale Schweiz
wurde im Februar 2018 im Standerat stillschweigend abgelehnt. Zuvor hatte
Bundesratin Sommaruga dargelegt, die Digitalisierungsprozesse wurden dezentral, aber
koordiniert gefiihrt, weshalb es keinen Sinn mache, ein weiteres Gremium zu
schaffen. ¥’

Eine Motion der KVF-SR wollte den Bundesrat verpflichten, die Verordnung zum Schutz
vor nichtioniserender Strahlung (NISV) zu revidieren, um den Kollaps der
Mobilfunknetze zu verhindern und den Anschluss an die Digitalisierung sicherzustellen.
Die drastische Zunahme in der Auslastung der bestehenden Mobilfunkinfrastruktur der
letzten Jahre sowie der erschwerte Bau von neuen Anlagen wirden ein entschlossenes
Handeln des Bundesrates unumgéanglich machen. Die NISV sei zu lockern, damit die
Schweiz auch in der néchsten Mobilfunkgeneration wettbewerbsfahig bleibe und die
Digitalisierung bewaltigen kénne.

Eine Kommissionsminderheit Haberli-Koller (cvp, TG) beantragte die Ablehnung der
Motion, der Bundesrat empfahl sie zur Annahme. In seinem Antrag wies der Bundesrat
auf die Motion 16.3007 der KVF-NR hin, welche ebenfalls eine Anpassung der NISV zum
Ziel hatte und deren Annahme er ebenfalls empfohlen hatte, die aber vom Stédnderat
abgelehnt worden war. Im Standerat, der im Marz 2018 lber die Motion debattierte, gab
es denn auch Stimmen, die sich daran storten, nach nur etwas mehr als einem Jahr
bereits wieder auf einen Entscheid zurickzukommen. Neben der Kritik, dass noch keine
abschliessenden Erkenntnisse zu gesundheitlichen Folgen vorlagen, wurde moniert,
eine Erhéhung der Grenzwerte fur die grossen Mobilfunkanlagen ware keine nachhaltige
Losung, da die Kapazitaten einige Jahre spater bereits wieder zu klein waren. Vielmehr
seien dezentrale, aber verbundene Netze am zukunftstauglichsten. Dem wurde
entgegengehalten, die Einfuhrung von 5G, der Mobilfunktechnologie der flinften
Generation, sei ebenso notwendig wie unausweichlich, und die Kapazitatserhdhungen
bestehender Mobilfunkanlagen seien dazu der nachhaltigste Weg. Wie schon in der
Wintersession 2016 fiel auch diesmal der Entscheid sehr knapp aus: Mit 21 zu 22
Stimmen (2 Enthaltungen) wurde die Motion abgelehnt. *°

Sozialpolitik

Sozialversicherungen
Krankenversicherung

Die Digitalisierung im Gesundheitswesen wollte Jiirg Grossen (glp, BE) mit einer Motion
fordern, indem die Leistungserbringenden den Krankenversicherern zukinftig
samtliche Rechnungen elektronisch liefern sollten. Bisher erhielten die Versicherer
noch immer 30 Prozent der Rechnungen auf Papier, was Administrativkosten in
Millionenhéhe verursache und die Rechnungskontrolle erschwere, erkléarte Grossen.
Eine elektronische Ubermittlung solle auch im Tiers garant méglich sein, indem die
Leistunsgerbringenden den Versicherten und den Versicherern eine elektronische
Kopie der Rechnung schicken, welche die Versicherten aber erst freigegeben mussten,
bevor sie die Krankenversicherer bearbeiten kénnen.

Der Bundesrat empfahl die Motion zur Annahme und erklarte wie bei den Motionen
Buffat (svp, VD; Mo. 18.3513) und Brand (svp, GR; Mo. 17.4270), dass er nicht nur
gescannte Versionen der Rechnung, sondern zusétzlich auch deren Ubertragung durch
eine strukturierte Plattform befirworte. Die elektronische Ubermittlungspflicht diirfe
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MOTION
DATUM: 15.06.2017
SOPHIE GUIGNARD

aber nicht auf die Versicherten ausgedehnt werden. Diskussionslos und stillschweigend
nahm der Nationalrat die Motion in der Herbstsession 2018 an. *

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung
Grundschulen

La commission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil national (CSEC-
CN) a déposé une motion demandant le lancement d'une campagne en faveur de
I'enseignement de l'informatique. Considérant le développement du numérique, la
porte-parole de la commission Géraldine Marchand-Balet (pdc, VS) a expliqué qu'il était
nécessaire que la jeune génération soit mieux sensibilisée et formée aux défis de la
numérisation. Le Conseil fédéral s'est opposé a I'objet, estimant que les objectifs qu'il
poursuit seront atteints par d'autres mesures de la Confédération, comme la Stratégie
Suisse numérique ou le message FRI 2017-2020, dans le cadre duquel les compétences
MINT seront encouragées. Les députés ont suivi cet avis et ont rejeté la motion par 99
voix contre 78 et 4 abstentions. %

1) AB SR, 2017, S. 661ff.; LZ, TA, 20.9.17

2) AB SR, 2017, S. 701 ff.; SGT, 26.9.17

3) AB NR, 2017, S. 1994 ff.; Bericht SiK-NR vom 30.10.2017; SGT, TA, TG, 8.12.17
4) AB NR, 2017, S. 2138 f.; Bericht SiK-NR vom 30.10.2017

5) AB NR, 2018, S. 217 f.

6) AB SR, 2018, S. 110 f.; Bericht SiK-SR vom 30.10.2017; CdT, 7.3.18
7) AB SR, 2018, S. 602 ff.; Bericht SiK-SR vom 13.8.18

8) AB NR, 1999, 5. 1318 f.; AB SR, 1999, S. 819 f.

9) Motion: AB SR, 2000, S. 224. Unterschrift: TA, 25.10.00. Verordnung: NZZ, 20.4. und 26.9.00.
10) AB NR, 2017, S. 1471 f.; NZZ, 21.9.17

11) AB SR, 2018, 5. 72 f.

12) AB NR, 2017, S. 1685

13) AB SR, 2018, S. 209 f.; Bericht RK-SR vom 12.2.18

14) AB NR, 2018, S. 529 ; Mo. 17.4026; SGT, 15.12.17; LMD, 19.2.18
15) AB SR, 2018, S. 797 f.; Bericht Bliro-SR vom 10.9.18

16) AB NR, 2019, S. 1922 f.; Bericht Biiro-NR vom 9.11.18

17) AB NR, 2017, S. 2143 f.

18) AB SR, 2018, S. 358 ff.; Bericht SiK-SR vom 19.3.18

19) AB NR, 2018, S. 1153

20) AB SR, 2018, S. 948

21) BOCN, 2017, pp.1436 s.

22) BO CN, 2017, p.1685

23)BO CN, 2018, pp. 74

24) BO CN, 2018, p.92; Rapport sur les principales conditions cadres pour I'économie numérique
25) BO CN, 2018, p.1155 s.

26) Amt. Bull. NR, 1999, S. 2162f.; Amt. Bull. NR, 1999, S. 2172

27) AB SR, 2013, S. 193f.; AB NR, 2013, S. 1569ff.

28) BO CN, 2018, p.1154; BO CN, 2018, pp.1399

29) BO CN, 2017, pp.2172

30) AB NR, 2016, S. 1192.

31) AB SR, 2016, S. 1083 ff.

32) AB NR, 2017, S. 1195

33) AB SR, 2017, S. 925 f.

34) AB NR, 2018, S. 530

35) AB SR, 2018, S. 782 f.

36) AB NR, 2017, S. 1583 f.

37) AB SR, 2018, 5. 72 f.

38) AB SR, 2018, S. 84 ff.; AZ, TA, 6.3.18; NZZ,7.3.18

39) AB 2018, NR, S. 1731

40) BO CN, 2017, p. 1143 ss.

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.89 - 01.01.19

14



